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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 11/4087, 11/4729 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Ziel des Gesetzes ist es, eine leistungsfähige und umweltver- 
trägliche bäuerliche Landwirtschaft zu sichern. Ziel muß es 
daher sein, die knappen öffentlichen Mittel vorrangig einkom- 
mensschwächeren und umweltverträglich wirtschaftenden 
bäuerlichen Familien zugute kommen zu lassen. Die Ausge- 
staltung des Gesetzes wird dieser Zielsetzung und der differen- 
zierten negativen Einkommensentwicklung in den Regionen 
und in den bäuerlichen Familienbetrieben unseres Landes - 
wie sie der Agrarbericht der Bundesregierung 1989 ausweist - 
nicht gerecht: 

— Der im Rahmen der notwendigen Neuorientierung der EG- 
Agrarpolitik erstmals unternommene Versuch, produktions- 
anreizende Agrarsubventionen abzubauen und durch ge- 
zielte, produktionsneutrale Einkommenshilfen zu ersetzen, 
wird begrüßt. Aufgrund fehlender Prosperitätsgrenzen wird 
das Gesetz seiner Zielsetzung - Förderung der bäuerlichen 
Landwirtschaft - jedoch nicht gerecht. Wenn schon im 
Bereich der Investitionsförderung von Bund und Ländern 
eine Prosperitätsschwelle als zweckmäßig und notwendig 
angesehen wird, muß dies um so mehr bei der Gewährung 
direkter Einkommenshilfen gelten. 

— Der Einheitsbetrag des Gesetzes begünstigt flächenstarke 
und viehärmere Betriebe und benachteiligt flächenarme, 
viehstärkere bäuerliche Familienbetriebe gegenüber dem 
bisher geltenden Mehrwertsteuerausgleich. Mit der Staffe- 
lung der Beträge, die allen landwirtschaftlichen Betrieben 
bis zu einer bestimmten Hektar-Zahl einen höheren Betrag 
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sichert, können die Benachteiligungen vermindert und die 
ungünstige Einkommenssituation kleinerer und mittlerer 
landwirtschaftlicher Familienbetriebe eher ausgeglichen 
werden. 

— Die im Gesetz enthaltenen Obergrenzen für Tierbestände 
sind zu hoch. Sie repräsentieren nicht die bäuerliche Struk- 
tur der Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland. Bei 
einigen Tierarten wird die für den umsatzbezogenen Mehr- 
wertsteuerausgleich geltende Obergrenze von 330 Viehein- 
heiten bis zum Dreifachen deutlich überschritten. 

100000 Masthähnchenplätze, die nach dem Gesetz förder- 
fähig sind und einer Jahresproduktion von 700000 Tieren 
entsprechen, sind nicht mehr als bäuerliche Landwirtschaft 
zu bezeichnen. Das gilt insbesondere auch für Gemein- 
schaftsbetriebe, die mit einer Produktion von 2,1 Millionen 
Hähnchen je Jahr förderungsfähig sind. Bei den Mast- 
schweinen sieht das Gesetz eine Förderung von Betrieben 
mit einer Jahresproduktion von 4 250 Tieren (510 Viehein- 
heiten) bzw. in Gemeinschaftsbetrieben bis zu 12 750 Tieren 
vor. 

— Die bisher geltende Obergrenze von 330 Vieheinheiten als 
absolute Förderobergrenze soll nicht überschritten werden. 
Dies gilt auch für kleinere gewerbliche Betriebe wie auch für 
den Zusammenschluß von bäuerlichen Betrieben zu Ge- 
meinschaftsbetrieben. Bei letzteren darf die Obergrenze 
nicht mehr als verdoppelt werden. 

— Durch die fehlende Prosperitätsregelung und die Auswei- 
tung der Fördertatbestände auf große Tierbestände wird 
eine Konzentration der knappen öffentlichen Mittel auf 
bäuerlich strukturierte Betriebe nicht erreicht. Im Gegenteil, 
einkommensschwächeren bäuerlichen Betrieben werden 
dadurch unbedingt erforderliche Mittel vorenthalten und 
diese Mittel werden auch denen gegeben, die bisher von der 
Förderung ausgeschlossen wurden. 

— Mit 120 Milchkühen, das entspricht einer durchschnittlich 
garantierten Milchmenge von 600 000 kg Milch/Jahr, wer- 
den landwirtschaftliche Betriebe zusätzlich zur Garantie- 
mengenregelung Milch besonders begünstigt. Ein geringe- 
rer Tierbestand als Förderobergrenze ist unter den gegebe- 
nen Schutzbedingungen hier ausreichend. Wenn im Bereich 
der Investitionsförderung nur Bestände bis zu 60 Milchkühe 
je Betrieb gefördert werden können, muß dies um so mehr 
bei der Gewährung direkter Einkommenshilfen gelten. 

— Die im Gesetz enthaltenen Dungeinheiten sind zu hoch. Die 
dieses Gesetz tragende Flächenbindung in der tierischen 
Produktion ist als entscheidendes Kriterium für die Abgren- 
zung der bäuerlichen Landwirtschaft von sonstigen Formen 
agrarischer Produktion anerkannt. Aus ökologischen Grün- 
den, insbesondere aus Gründen des Gewässer- und Grund- 
wasserschutzes, ist eine Verringerung des aufgebrachten 
Dungs pro Hektar erforderlich. 
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— Die Änderungen des Düngemittelgesetzes entsprechen 
weder den von der Bundesregierung proklamierten Zielvor- 
stellungen noch den Vorstellungen des Bundesrates in be- 
zug auf Grundwasser-, Boden- und Gewässerschutz. 

2. Der Deutsche Bundestag hält eine Neuorientierung der EG- 
Agrarpolitik zum Abbau der Überproduktion und zur Wieder- 
gewinnung einer umweltverträglicheren Landbewirtschaftung 
weiterhin für erforderlich. Produktionsanreizende Agrarsub- 
ventionen sind daher konsequent abzubauen und durch ge- 
zielte, produktionsneutrale Einkommenshilfen zu ersetzen. 
Dabei muß es das Ziel sein, die knappen öffentlichen Mittel 
schwerpunktmäßig auf die Förderung bäuerlicher und umwelt- 
verträglich wirtschaftender Betriebe zu konzentrieren. 

3. Der Deutsche Bundestag hält eine Änderung des Gesetzes 
unter Beachtung folgender Kriterien für erforderlich: 

— Einführung von Ausschlußgrenzen für Betriebe, die be- 
stimmte Einkommensschwellen überschreiten, so wie das 
bereits bei der Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" Praxis ist. 

— Staffelung der Beträge mit dem Ziel, jedem Landwirt für die 
ersten 30 ha mehr Geld zu geben, um der Benachteiligung 
flächenärmerer Betriebe entgegenzutreten. 

— Nichtüberschreitung der bisherigen 330-Vieheinheiten- 
Grenze; Geltungsbereich auch für kleine gewerbliche Be- 
triebe, Gemeinschaftsbetriebe höchstens bis zum zwei- 
fachen Wert. 

— Herabsetzung der Obergrenze für Tierbestände bei Milch- 
kühen, um die Begünstigungen gerechter zu verteilen. 

— Herabsetzung der Dungeinheiten, um den Belastungen des 
Bodens und des Grundwassers entgegenzuwirken. 

— Änderung des Düngemittelgesetzes in folgenden Punkten: 

O Ausrichtung der Anwendung von Düngemitteln auch auf 
den Schutz des Grundwassers 

O Verbot der Anwendung von Düngemitteln unmittelbar an 
oberirdischen Gewässern und Küstengewässern. 

Bonn, den 14. Juni 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 
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